
. . . Steinberger glaubte, daß in der Deutschen 
Demokratischen Republik keine ausreichenden Schluß
folgerungen aus den Ergebnissen des XX. Partei
tages der KPdSU gezogen worden seien, und infor
mierte sich, ebenso wie Harich und Hertwig, über die 
politischen Ereignisse aus westlich lizenzierten Zeitun
gen und Rundfunksendungen. Auch auf ihn wirkten 
die ständigen Beeinflussungen in der Richtung, daß er 
sich zum Feind der Deutschen Demokratischen Repu
blik entwickelte. Er hinterlegte seine Rehabilitierungs
unterlagen mit der Darstellung seines bisherigen 
Werdegangs und seiner Verhaftung bei einem West
berliner Rechtsanwalt. Gleichzeitig beauftragte er die
sen Rechtsanwalt, das Material bestimmten, von ihm 
bezeichneten Personen auszuhändigen. Diese Personen 
hatten Auftrag, es an die Redaktion der „Anderen 
Zeitung“ in Hamburg im Falle seiner Verhaftung zur 
Veröffentlichung zu übersenden. Nach seiner Verhaf
tung beauftragte er seine Ehefrau, dieses Material wie
der abzuholen und den Organen für Staatssicherheit 
der Deutschen Demokratischen Republik zu übergeben. 
Das geschah auch.

Steinberger und Hertwig hatten in persönlichen Aus
sprachen ihre übereinstimmende politische Auffassung 
festgestellt. Dabei hatte Steinberger auch über seinen 
politischen Werdegang, seine Rehabilitierung und die 
Bemühungen um die Änderung des Eintrittsdatums in 
die Partei gesprochen. In diesem Zusammenhang hatte 
er erklärt, daß er sich mit Franz Dahlem in Verbin
dung setzen wollte, weil dieser die Feststellung seines 
Eintrittsdatums auf das Jahr 1940 kannte.

Auf Veranlassung Harichs kam eine Besprechung 
zwischen Harich, Steinberger und Hertwig am 22. No
vember 1956 in der Wohnung Harichs zustande. Bei 
dieser Zusammenkunft legte Harich erneut seine Kon
zeption und seine Pläne zur Verwirklichung dieser 
Konzeption dar. Er erklärte, daß er sich hierbei auf 
seine Betriebsgruppe im Aufbau-Verlag stützen könne, 
und erwähnte auch die Besprechung mit Paul Merker. 
Den von Harich vertretenen Gedankengängen stimm
ten Hertwig und Steinberger grundsätzlich zu. Stein
berger wies insbesondere darauf hin, daß seiner An
sicht nach die Deutsche Demokratische Republik sich 
einer katastrophalen wirtschaftlichen Lage nähere und 
es unbedingt erforderlich sei, die gesamte Wirtschafts
politik zu ändern. In einigen Punkten teilte Steinberger 
die Auffassung Harichs nicht. Dies änderte aber nichts 
daran, daß er, ebenso wie Hertwig, mit der Richtung 
und den Zielen der Darlegungen Harichs einverstanden 
war. Harich, dem bereits aus Unterhaltungen mitJanka 
und Just bekannt war, daß seine Bemerkungen zur 
Wirtschaftspolitik nicht fundiert genug erschienen, er
klärte sich ohne weiteres damit einverstanden, daß hier 
noch Korrekturen angebracht werden müßten. Er bat 
Steinberger, diese Korrekturen vorzunehmen. Stein
berger erklärte hierzu, daß eine schriftliche Formulie
rung der Konzeption Harichs erforderlich sei. Harich 
versprach, die Ausarbeitung vorzunehmen. Im weiteren 
Verlauf des Gesprächs drängte Harich darauf, daß 
Steinberger möglichst bald Verbindung zu Franz 
Dahlem aufnehme. Steinberger sollte in seiner Re
habilitierungsangelegenheit bei nächster Gelegenheit 
Dahlem aufsuchen und dabei die Ansichten Dahlems 
über die politische Situation erkunden. Steinberger 
versprach, sich mit Dahlem in Verbindung zu setzen.

Harich, Steinberger und Hertwig waren sich darüber 
einig, daß nach Ausarbeitung und Überarbeitung der 
politischen Vorschläge Harichs diese in der Betriebs
gruppe des Aufbau-Verlages diskutiert, dann verviel
fältigt und an die Mitglieder des ZK, der Bezirks- und 
Kreisleitungen der SED versandt werden sollten. Schon 
dadurch sollte ein Druck auf das ZK ausgeübt werden, 
den Forderungen Harichs nachzugeben. Falls dies nicht 
geschehe, sollte ein Ultimatum übersandt werden, mit 
dem angedroht werden sollte, daß das Programm über 
Westberliner Sender und durch Westberliner Zeitungen 
veröffentlicht werden würde. Die Angeklagten waren 
sich darüber einig, daß versucht werden sollte, in West
berlin oder Westdeutschland ein Zeitungsunternehmen 
zu gründen, das sich die Propagierung des Harichschen 
Planes zum Ziel setzen sollte. Hierfür glaubte Harich 
die Unterstützung eines westdeutschen Zeitungs
verlegers zu erhalten. Die Angeklagten hatten die Ab
sicht, Harich und Steinberger als Redakteure für diese 
Zeitschrift vorzuschlagen. Die Zeitschrift sollte eine

SED-oppositionelle Zeitung sein. Sie sollte an die Re
gierungen Polens, Ungarns und Jugoslawiens sowie an 
Funktionäre der SED, insbesondere an Intellektuelle, 
versandt werden, um auf das Entstehen einer opposi
tionellen Fraktion innerhalb der SED hinzuwirken. Da
bei wurde auch die Gründung einer neuen Partei er
wogen, die sich „Bund der Kommunisten“ oder „SED- 
Opposition“ nennen sollte. Die Angeklagten kamen 
weiter überein, in ihren Parteiorganisationen im Sinne 
der Harichschen Forderungen zu wirken, insbesondere 
aber stets gegen sog. Treueresolutionen für das ZK 
aufzutreten und dafür zu sorgen, daß in die Leitungen 
ihrer Grundorganisationen nur solche Mitglieder der 
SED gewählt würden, die gleichfalls ihre Auffassungen 
vertraten. Steinberger wurde außerdem beauftragt zu 
erkunden, welche politischen Auffassungen sein Lehrer, 
Prof. Dr. Behrens, vertrat, und ob er geneigt wäre, mit 
den Angeklagten zusammenzuarbeiten. Er sollte von 
dem Ergebnis seiner Erkundigungen Harich in Kennt
nis setzen.

Schließlich vereinbarten die Angeklagten auf Vor
schlag Steinbergers noch, daß sie künftig nur noch mit 
konspirativen Methoden Vorgehen wollten. Dazu ge
hörte, daß niemand in die Pläne der Gruppe neu ein
geweiht werden dürfe, ohne daß die anderen Teil
nehmer vorher davon Kenntnis erhielten und ihre Zu
stimmung erteilt hätten. Weiter, daß die Verbindung 
zwischen Harich und Steinberger nicht direkt, sondern 
nur über Hertwig aufrechterhalten werden sollte, da 
Harich befürchtete, daß sein Telefon überwacht würde. 
Die telefonischen Mitteilungen sollten immer so abge
faßt sein, als ob Besprechungen über Artikel für die 
„Zeitschrift für Philosophie“ oder Lektoratsarbeit für 
den Aufbau-Verlag in Betracht käme. Von seiner Ver
bindung zur SPD und insbesondere zum Ostbüro sprach 
Harich nicht.

Am Nachmittag des 23. November 1956 traf sich 
Harich erneut mit Siegfried vom Ostbüro der SPD und 
berichtete ihm über seine Unterredungen, insbesondere 
über die Besprechung mit Janka und Merker, sowie 
über die Zusammenkunft mit Hertwig und Steinberger, 
die zu einer Verbindung mit Franz Dahlem führen 
sollte. Harich erwähnte dabei auch seine Absicht, eine 
eigene Zeitung in Westberlin zu gründen, und ersuchte 
um Unterstützung des Ostbüros beim Aufbau und der 
Verbreitung der Zeitung. Siegfried lehnte jedoch für 
das Ostbüro eine Unterstützung dieses Planes ab. 
Gleichzeitig bot er erneut die Verbreitung der Konzep
tion Harichs durch das Ostbüro an und verlangte zu 
diesem Zweck deren schriftliche Niederlegung.

In der Zeit vom 22. bis 25. November 1956 legte 
Harich nunmehr seine Konzeption des besonderen deut
schen Weges zum Sozialismus schriftlich nieder, so wie 
es Janka, Just, Hertwig, Steinberger und Siegfried vom 
Ostbüro der SPD gefordert hatten. Aus dem zum 
Gegenstand der Hauptverhandlung gemachten Manu
skript ergeben sich u. a. folgende Forderungen: Besei
tigung der führenden Rolle der Sozialistischen Einheits
partei Deutschlands in der Deutschen Demokratischen 
Republik, weitgehende Zulassung und Verbreitung 
bürgerlicher Ideologien, Auflösung der Nationalen 
Volksarmee, Auflösung aller Organe des Ministeriums 
für Staatssicherheit, Beschränkung der Wirtschafts
planung auf ökonomische Schwerpunkte, Lizenzver
gebung an westdeutsche Unternehmer zur Errichtung 
von kapitalistischen Betrieben in der Deutschen Demo
kratischen Republik, weitgehende Beseitigung der 
sozialistischen Errungenschaften auf dem Lande durch 
Auflösung der Staatsgüter, Auflösung Landwirtschaft
licher Produktionsgenossenschaften und Verkauf der 
MTS an die verbleibenden LPG.

Dieses Programm übergab Harich am 25. November 
1956 dem Angeklagten Steinberger in dessen Wohnung 
mit der Aufforderung, es schnellstens stilistisch und 
im ökonomischen Teil auch inhaltlich zu überarbeiten
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